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Obwohl das Land Niedersachsen die Elbbrücke bei 
Neu Darchau nicht mehr finanziell fördern will, igno-
rieren der Landkreis Lüneburg und die Befürworter 
des Elbbrückenbaus die Äußerungen der Landesre-
gierung und bleiben bei ihrem Wunsch.  » Seite 3

Diskussion geht weiter
LÜNEBURGER ELBBRÜCKENPLÄNE

WETTER

Nach Nebelauflösung wechseln
sich Sonne und Wolkenfelder ab,
und es bleibt trocken. Es weht
ein schwacher Wind aus meist
westlichen Richtungen.

1°
-1°

Hannover. Die Ermittlungen 
nach dem gewaltsamen Tod 
eines 14 Jahre alten Schülers aus 
Wunstorf zeichnen ein erschüt-
terndes Bild. Seit Freitagmittag 
steht die Todesursache fest. Wie 
die Staatsanwaltschaft Hanno-
ver mitteilte, kam der 14-Jährige 
durch stumpfe Gewalteinwir-
kung ums Leben. „Das ist das 
Ergebnis  des Obduktionsberich-
tes“, sagte Sprecher Can Türkay. 
Nach Informationen der „Han-
noverschen Allgemeinen Zei-
tung“ (HAZ) soll der gleichaltrige 
Beschuldigte den Jugendlichen 
mit gleich mehreren Steinen 

tödlich verletzt haben. Weitere 
Details könnten in der kommen-
den Woche folgen.

Der Beschuldigte sitzt seit 
Donnerstag wegen Mordver-
dachts in der Jugendanstalt Ha-
meln in Untersuchungshaft. Der 
mutmaßliche Täter und das 
Opfer  kannten sich und waren 
wohl am Dienstag verabredet. 
Von diesem Treffen kehrte das 
Opfer nicht zurück. Die Eltern 
des Getöteten meldeten ihren 
Sohn am Abend als vermisst. 

Die Polizei ging zunächst von 
einem Vermisstenfall aus, bis der 
Freund des Jungen erklärte, die-
sen getötet und versteckt zu ha-
ben. Erst nach einer mehrstün-
digen Suche war am Mittwoch 

der Leichnam auf einer Brach-
fläche gefunden worden.

Einige Tage nach der Tat wird 
klar, dass der Beschuldigte das 
Verbrechen offenbar vorsätzlich 
und gezielt geplant hat. Der 
14-Jährige  soll seinen Mitschüler 
auf das Areal einer ehemaligen 
Gärtnerei gelockt haben. Nach 
Informationen der „HAZ“ fessel-
te er sein Opfer, verband dessen 
Mund mit Klebeband und ver-
letzte ihn dann mit Steinwürfen 
tödlich. Danach soll er versucht 
haben, die Leiche zu verschar-
ren.

Bereits in der Vergangenheit 
soll der mutmaßliche Täter den 
14-Jährigen gemobbt und be-
droht haben. Demnach befand 

49-Euro-Ticket
kommt

zum 1. Mai

Berlin/Düsseldorf. Bund und 
Länder haben sich am Freitag 
auf einen Start des 49-Euro-Mo-
natstickets zum 1. Mai geeinigt. 
„Das, was viele sich wünschen, 
wird zum 1. Mai Realität“, sagte 
der Vorsitzende der Verkehrs -
ministerkonferenz, NRW-Ver-
kehrsminister Oliver Krischer 
(Grüne), nach der Sitzung einer 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe.

Verkaufsstart des bundeswei-
ten Tickets für Busse und Bah-
nen im Regionalverkehr soll der 
3. April werden. Die Einigung 
steht noch unter dem Vorbehalt, 
dass die EU-Kommission dem 
49-Euro-Ticket zustimmt. 

Einigung erzielten Bund und 
Länder auch über das Jobticket. 
Arbeitgeber sollen demnach die 
Möglichkeit bekommen, dieses 
mit einem fünfprozentigen Ab-
schlag zu kaufen. Voraussetzung 
ist, dass sie es mit einem Ab-
schlag von mindestens 25 Pro-
zent an ihre Beschäftigten wei-
terreichen.

Äußerung von
Baerbock

schlägt Wellen

Moskau/Berlin. Nach einer um-
strittenen Äußerung von 
Außenministerin Annalena 
Baer bock (Grüne), die beim 
Europarat in Straßburg von 
einem „Krieg gegen Russland“ 
gesprochen hatte, forderte die 
Sprecherin des russischen 
Außenministeriums am Freitag 
eine Erklärung des deutschen 
Botschafters in Moskau. Sie 
sprach von „widersprüchlichen 
Aussagen“.

Die Bundesregierung ihrer-
seits bemühte  sich um eine 
schnelle Reaktion und betonte, 
dass Deutschland im Ukraine-
Krieg keine Kriegspartei sei. Ver-
teidigungsminister Boris Pisto-
rius (SPD) sagte, dies gelte auch 
mit Blick auf die Entscheidung 
zur Lieferung von Leopard-2-
Kampfpanzern. » Politik

sich der getötete Junge mögli-
cherweise auch infolge von kör-
perlichen und geistigen Schwä-
chen seit Langem in einer Opfer-
rolle. „Du bist es nicht wert zu 
leben “, soll der Beschuldigte zu 
seinem Mitschüler gesagt ha-
ben. Die Rede ist außerdem von 
einer ausgeprägten Leichtgläu-
bigkeit des Opfers.

Am Freitag gedachte der ach-
te Jahrgang der Evangelischen 
IGS Wunstorf mit einer Andacht 
des getöteten Jugendlichen. Der 
evangelische Landesbischof 
Ralf Meister sagte bei der nicht 
öffentlichen Andacht laut Mit-
teilung, dass es kaum Worte ge-
be für die Tat. „Es verschlägt uns 
die Sprache.“» Der Norden

Tod eines 14-Jährigen:
Tathergang schockiert

Der beschuldigte Jugendliche soll das Verbrechen vorsätzlich geplant und sein Opfer gefesselt
sowie mit Steinwürfen tödlich verletzt haben. Bischof Meister: „Es verschlägt uns die Sprache“

VON MANUEL BEHRENS
UND ALINA STILLAHN

Deutschland sucht händerin-
gend nach Wegen, um dem 
dramatischen  Lehrermangel an 
den Schulen zu begegnen . 

Foto: Patrick Pleul/dpa

Berlin/Hannover. Um dem dra-
matischen Lehrermangel in 
Deutschland zu begegnen, soll-
ten nach Expertenansicht ein 
höheres Unterrichtspensum für 
Lehrkräfte geprüft, weniger Teil-
zeitmöglichkeiten eingeräumt 
und gegebenenfalls auch größe-
re Klassen gebildet werden. Die-
se und andere Empfehlungen 
legte die Ständige Wissenschaft-
liche Kommission (SWK), ein 
Beratergremium der Kultusmi-

nisterkonferenz (KMK), am 
Freitag vor.

Bildungsverbände in Nieder-
sachsen reagierten mit scharfer 
Ablehnung auf die Vorschläge. 
„Das ist alles Quatsch“, sagte 
René  Mounajed vom Schul -
leitungsverband. Viele Nach-
wuchskräfte hätten schon jetzt 
mit Angst und Überforderung zu 
kämpfen. Wenn man jetzt auch 
noch die Klassen vergrößere und 
die Pflichtstunden erhöhe, wer-
de die Überlastung noch größer. 
„Wer Teilzeit arbeitet, hat Grün-
de dafür.“

Wenn man junge Grund-
schullehrerinnen, die Teilzeit 
arbeiteten, in die Vollzeit zwin-
ge, dann ginge das vielleicht eine 
kurze Zeit gut, sagte Franz-Josef 
Meyer vom Verband Bildung 
und Erziehung, aber dann wür-

den sie wahrscheinlich krank 
werden und dauerhaft ausfallen. 
Alexander Zimbehl, Vorsitzen-
der des Niedersächsischen Be-
amtenbundes, betonte: „Die 
Menschen, die man werben will, 
schreckt man so ab, und die, die 
schon im System sind, macht 
man krank.“

Kultusministerin Julia Willie 
Hamburg (Grüne) erklärte, vie-
les von dem, was die Kommis-
sion vorgeschlagen habe, habe 
Niedersachsen schon umge-
setzt, etwa die Einführung frei-
williger Arbeitszeitkonten, die 
erleichterte Anerkennung von 
im Ausland erworbenen Ab-
schlüssen, die Weiterqualifizie-
rung von Gymnasiallehrkräften 
für andere Schulformen und das 
Einstellen pensionierter Lehr-
kräfte. » Politik

„Wer Teilzeit arbeitet,
hat Gründe dafür“

Scharfe Kritik aus
Niedersachsen nach
Expertenempfehlung
gegen Lehrermangel

VON SASKIA DÖHNER
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Ihre EJZ 
heute

Immer mal wieder hört man 
auf Stadt- und Gemeinde-
ratssitzungen Klagen von 
Mitgliedern dieser Gremien 

über angeblich zu hohe Umlagen, 
die die unterste Ebene an den 
Landkreis und die Samtgemein-
de zahlen müssen (siehe Artikel 
auf Seite 3). Dabei schwingt o� 
mit, dass es die Ratsmitglieder 
als ungerecht empfinden, dass 
sie einen so großen Anteil ihrer 
Einnahmen abgeben müssen. 
Dabei denken diese Mandatsträ-
ger der untersten Ebene o�en-
bar nicht daran, dass alle Ge-
meinden gleichzeitig auch Samt-
gemeinde und Landkreis sind 
und diese viele Leistungen für 
ihre Einwohnerinnen und Ein-
wohner erbringen, die auch be-
zahlt werden müssen. Das reicht 
bei den Samtgemeinden von den 
Grundschulen bis zum Brand-
schutz, beim Landkreis von den 
Kreisstraßen bis zu den weiter-
führenden Schulen. Alles wichti-
ge Leistungen der Daseinsvor-
sorge, meint  Ihr Detlef Boick

„Ziel bleibt feste Elbquerung“

VON ROUVEN GROSS

Neu Darchau. Die Aussage war 
eindeutig und auch nicht miss-
zuverstehen: „Leider würde der 
Bau einer Brücke bei Neu Dar-
chau finanziell in extremer Wei-
se zulasten anderer Straßenbau-
projekte in Nordniedersachsen 
gehen. Deshalb ist vor dem Hin-
tergrund der sonstigen krisenbe-
dingt hohen Belastungen des 
niedersächsischen Haushaltes 
eine Brückenlösung bedauerli-
cherweise nicht finanzierbar“, 
hieß es Anfang November ver-
gangenen Jahres auf eine EJZ-
Anfrage an die neue Niedersäch-
sische Landesregierung, wie es 

denn in Sachen Elbbrücke Neu 
Dachau nun weitergehen würde. 
Und es war auch nicht irgend- 
eine, die diese Auskun� schri�-
lich gab, sondern Anke Pörksen, 

Staatssekretärin der Niedersäch-
sischen Staatskanzlei und Spre-
cherin der Landesregierung. Und 
eigentlich hä�e man nach dieser 
unzweideutigen Aussage hekti-
sche Betriebsamkeit im Lüne-
burger Rathaus erwarten kön-
nen, da das Projekt Elbbrücke 
Neu Darchau ohne die Millionen 
aus Hannover für den Landkreis 
Lüneburg nicht realisierbar ist. 
Doch sta�dessen geschah – 
nichts. Bis heute. Aufseiten der 
Brückenbefürworter wird die 
Aussage schlichtweg ignoriert 
oder gar in Zweifel gezogen, dass 
sie überhaupt getätigt worden 
sei. Vom Verein „Brücken bauen“ 
über den Landkreis Lüneburg bis 
hin zur Landes-CDU tut man so, 
als sei nicht geschehen. Und das 
kann richtig teuer werden. 

Landkreis Lüneburg  
hält an Zeitplan fest

„Unser Ziel als Landkreis Lüne-
burg ist es, eine feste Elbquerung 
bei Darchau und Neu Darchau zu 
errichten“, sagt daher auch Lü-
neburgs Landrat Jens Böther 
(CDU). Aktuell liefen „die letzten 
vorbereitenden Arbeiten für den 
Planfeststellungsantrag“, Gut-
achten seien in Au�rag gegeben 
und würden derzeit erstellt, da-
nach eine Umweltverträglich-
keitsprüfung. „Ziel ist es, im 
Sommer 2023 den Planfeststel-
lungsantrag bei der Planfeststel-
lungsbehörde einzureichen. 
Hiermit beantragen wir sozusa-
gen die Baugenehmigung für die 
Elbbrücke, den Planfeststel-
lungsbeschluss. Wir rechnen da-
mit, dass das Verfahren längere 
Zeit in Anspruch nehmen wird“, 
erläutert Lüneburgs Landrat. 
Man macht also genau so weiter 
wie bisher. „Für den Landkreis 
Lüneburg hat sich in puncto Fi-
nanzierung an der Ausgangssitu-
ation nichts geändert“, meint 
Böther. Derzeit stehe die Elbbrü-
cke als Projekt im Mehrjahres-
programm des Landes Nieder-
sachsen und sei auch förderfä-
hig, das habe „das Land uns mit 
Schreiben vom 16. September 
2022 bestätigt und eine 75-Pro-
zent-Förderung auf die reinen 
Baukosten (...) in Aussicht ge-
stellt“. Dass das vor der Land-
tagswahl, dass die Regierung 
seither eine andere ist und sich 
diese Regierung im Koalitions-

vertrag gegen eine Brücke aus-
spricht, spielt für Böther keine 
Rolle, ebenso wenig die Aussage 
der Staatssekretärin. Und so 
wird weiter Geld für die Planung 
ausgegeben – Hunder�ausende 
Euro.

Grüne wolle 
„innovatives Fährkonzept“

Ein Irrweg, meint Pascal Men-
nen, in Lüneburg direkt gewähl-
ter Landtagsabgeordneter der 
Grünen. „Die Haltung von uns 
Grünen und auch von mir per-
sönlich ist in dieser Frage sehr 
klar. Wie wir schon im Wahlpro-
gramm geschrieben haben, be-
fürworten wir ein innovatives 
Fährkonzept. Der Brückenbau in 
Neu Darchau wäre nicht nur öko-
logisch, sondern auch ökono-
misch schlecht“, sagt Mennen. 
Der Landkreis Lüneburg täte 
sich „in der aktuell sehr anspann-
ten Haushaltslage keinen Gefal-
len, sollte er weiter an den Plä-
nen zum Brückenbau festhalten“. 
Denn wie im Koalitionsvertrag 
festgeschrieben, würden „kluge 
Konzepte, die die Mobilitätswen-
de voranbringen, (…) von der rot-
grünen Landesregierung unter-
stützt“, betont der Landtagsab-
geordnete: „Insofern wäre es nur 
folgerichtig, eine Fährgesell-

scha� zu gründen, um ein neues 
zukun�sfähiges Konzept zu ent-
wickeln.“ Vom Brückenbau wird 
im Koalitionsvertrag ausdrück-
lich Abstand genommen.

CDU sieht Weil im Wort
Die niedersächsische CDU hin-
gegen setzt weiter auf den Brü-
ckenbau. Auf ihrem Parteitag in 
Lüneburg verabschiedeten die 
Delegierten einen Antrag des 
CDU-Bezirksverbands Nordost-
niedersachen, nachdem man den 

Bau der Elbbrücke begrüße und 
die neue Landesregierung auf-
fordere, das Projekt weiter zu un-
terstützen. Ministerpräsident 
Weil (SPD) stehe im Wort, meint 
auch der hiesige CDU-Landtags-
abgeordnete Uwe Dorendorf. 
Weil und später auch ein Spre-
cher des zuständigen Verkehrs-
ministeriums hä�en zugesichert, 
dass die zugesagten Fördermit-
tel für den Brückenbau bereit-
stünden, und nach Dorendorfs 
Au�assung gebe es „keine ge-
setzliche Vorgabe, (...) die Förde-
rung grundsätzlich zu versagen. 
Sofern der Landkreis Lüneburg 
als Planer und Bauherr der Brü-
cke die in den NGVFG-Förder-
richtlinien genannten Vorausset-
zungen einhält, werden Landes-
fördergelder genehmigt und ge-
zahlt werden“, meint Dorendorf. 
Das Geld, so Dorendorf, würde 
dann „übrigens in mehreren Jah-
reschargen und nicht in einer 
Summe zur Verfügung gestellt, 
so dass die angebliche Überlas-
tung des vorhandenen Jahres-
Fördertopfes wegen der Brü-
cken- und der Umgehungsstra-
ßen-Beihilfe gar nicht vorhan-
den sein“ könne. Er gehe weiter 
fest davon aus, dass die Brücke 
gebaut werde: „Alle vorliegenden 
Erkenntnisse und Gutachten 
sprechen dafür“, glaubt Uwe Do-
rendorf. 

„Keine Zeit verschwenden“
Damit liegt er ganz auf der Linie 
seiner Landes-CDU. Die stellt zu-
dem heraus, dass das Projekt ja 
auch Aufnahme in das Raumord-
nungsprogramm des Landes Nie-
dersachsen gefunden habe. Das, 
hieß es auf dem Parteitag, bele-
ge die Notwendigkeit des Brü-
ckenbaus. Für Menschen, die zur 
Arbeit müssten, Betriebe und 
nicht zuletzt Re�ungskrä�e. 
Und: Der Wegfall der Kosten für 
die Fährnutzung würde die Men-
schen auf beiden Seiten der Elbe 
finanziell entlasten. Es sei der 
CDU bewusst, dass die Kosten 
der Brücke hoch wären, zuletzt 
war von 75 Millionen Euro die 
Rede. Bis zu einem Baubeginn 
könnten sie auf 100 Millionen 
Euro steigen, meinen Fachleute. 
Und gerade darum dürfe man 
nun keine weitere Zeit ver-
schwenden, meint man bei der 
niedersächsischen CDU.

Das Land 
Niedersachsen will 
den Elbbrückenbau 

bei Neu Darchau nicht 
mehr finanziell 

fördern – doch der 
Landkreis Lüneburg 
sowie Befürworter  

der Brücke ignorieren 
oder dementieren 

entsprechende 
Äußerungen  

aus Hannover 

Darüber, wie es in Sachen Elbbrücke Neu Darchau weitergeht, gibt es unterschiediche Au�assungen. Die Absage einer finanziellen 
Beteiligung durch das Land wird vollkommen unterschiedlich bewertet. Aufn.: R. Groß

„Für den 
Landkreis 

Lüneburg hat 
sich in puncto 

Finanzierung an 
der Ausgangs- 

situation nichts 
geändert“

Jens Böther, Lüneburger Landrat
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Augen zu und durch

Erstaunliches tut sich gerade im Nachbarlandkreis Lüne-
burg. Der will gern eine Brücke über die Elbe bauen, bei 
Neu Darchau soll sie den Strom queren, es wird seit Jah-
ren fleißig geplant – doch wohl vergebens: Die neue rot-

grüne Landesregierung hat kein Interesse mehr an der Brücke, 
das hat sie mehrfach ganz deutlich gemacht und die von der rot-
schwarzen Vorgänger-Regierung getätigten Finanzierungszusagen 
wieder einkassiert. Ein Problem für den Landkreis Lüneburg, denn 
der kann ohne das Geld aus Hannover die Brücke, die wohl an die 
100 Millionen Euro kosten dür�e, niemals bauen. Also was macht 
der Landkreis mit seinem brückenbefürwortenden Landrat Jens 
Böther? Genau: einfach weiter wie bisher. Weiterplanen. Und 
Hunder�ausende Euro mutmaßlich durch den Schornstein jagen.

Denn was soll er, also Landrat Böther, auch sonst tun? Die Brü-
cke war eines seiner zentralen Wahlkamp�hemen, das Verspre-
chen, sie zu bauen, sorgte mit für jene Stimmen, die ihn ins Amt 
verhalfen. Augen zu und durch ist jetzt das Mo�o für Böther, und 
warten, bis entweder das Rot-Grün regierte Land dem Projekt 
ganz o�ensiv den Stecker zieht und damit dem Landkreis Lüne-
burg und seinem obersten Vertreter die Möglichkeit bietet, ge-
sichtswahrend aus dem kostenmäßig eh bereits vollkommen aus 
dem Ruder gelaufenen und politisch toxisch gewordenen Vorha-
ben auszusteigen. Oder warten, bis die immer noch klar zur Brü-
cke stehende Niedersachsen-CDU in Hannover wieder mitregiert. 
Letzteres würde wenigstens noch vier Jahre dauern. Vier Jahre, in 
denen viel passieren kann, auch eine Abkehr der CDU von ihrer 
Brückenbegeisterung. Oder dem Land könnte schlicht das Geld 
ausgehen. Auf diese Karte zu setzen und Steuermillionen darauf 
zu verwe�en, wäre absolut unverantwortlich. Das weiß man auch 
im Lüneburger Kreishaus. Also muss man notgedrungen ho�en, 
dass sich die aktuelle Regierung glasklar und unmissverständlich 
gegen die Brücke positioniert. Je eher das passiert, desto eher 
kann dort oben an der Elbe daran gearbeitet werden, eine dauer-
ha� verlässliche Fährlösung zu erarbeiten. Eine, die nicht bei 
Hoch- oder Niedrigwasser ausfällt, oder – siehe Pevestorf – wenn 
ihr Treibholz in die Quere kommt. Das muss möglich sein. Weil es 
wichtig ist. Und weil es eine Brücke, davon kann man ausgehen, 
nicht geben wird. Egal, was man davon hält.

VON ROUVEN GROSS

SO GESEHEN

Der subjektive Faktor

VON THOMAS JANSSEN

Hitzacker. Die menschliche Exis-
tenz ist prekär. Naturkatastro-
phen, Anschläge, Unfälle, Liebes-
kummer, Verfolgung, Krankheit: 
Das alles und noch einiges mehr 
hat die Krise im Repertoire. Und 
vieles davon ist im Lauf der Jahr-
hunderte zu Musik geworden. 
Dabei ist die Kammermusik, sol-
che für Streichquarte� zumal, 
ein besonderes Genre, weil sie als 
Klang jenseits von Eineindeutig-
keit grei�ar macht, was in See-
le und Psyche von Menschen vor 
sich geht.

Dem Charakter der Krise ent-
sprechend ist die Vielfalt, die  
entstanden ist, seit Joseph 
Haydn schon am Beginn der Gat-
tung Streichquarte� in „Die sie-
ben letzten Worte unseres Erlö-

sers am Kreuze“ mit der Todes-
angst die wohl grundlegendste 
Form menschlicher Krise in Mu-
sik gefasst hat. Zwei Sätze dieses 
Werks hat das Kuss Quarte� an 
den Beginn seines Albums „Kri-
se Crisis“ gestellt. Von diesem In-
itialpunkt ausgehend nimmt das 
Ensemble, in dem Oliver Wille, 
der Intendant der Sommerlichen 
Musiktage Hitzacker, Violine 
spielt, mit auf eine Reise zu den 
Spuren, die das Thema Krise in 
der Quarte�literatur hinterlas-
sen hat. Kompositionen, von de-
nen jede auch für eine Phase der 
Entwicklung der Ga�ung steht:  
Schubert, Mendelssohn, Bartók, 
Janácek . . .

Dass es etwas von Dramatur-
gie versteht, hat das Kuss Quar-
te� in Hitzacker o� gezeigt, und 
das gilt auch für diese CD, die mit 
einem Begri� aus der Prä-Strea-
ming Zeit der populären Musik 
ein Konzeptalbum genannt wer-
den könnte. Anlass war die Co-
rona-Zeit, drei der Werke sind 
für die CD geschrieben und ver-
weisen darauf. Etwa Francesso 
Ciurlos in Schreyahn entstande-
nes „Hasta pulverzarse los ojos“: 
„Auch als im Sommer alles etwas 

normaler wurde, war ich in dem 
Erlebten gefangen“, sagte er 2021 
darüber in der EJZ.

Klingt schon in Haydns „Sie-
ben letzten Worten“ die Urkata-
strophe der Moderne, das Erdbe-
ben von Lissabon 1755, im Hin-
tergrund mit, so ist auch sonst 
in jedem der Werke der A�ekt 
von überindividuellen Subtexten 
geprägt. Auf den Zusammenhang 
und -klang von individueller Kri-
se und ihrem Umfeld verweisen 
Ciurlos ruhelose Klangschwei-
fungen genauso wie Steve Reichs 
„9/11 WTC“, in das Tonbandauf-
zeichnungen von Opfern des  
Terroranschlags 2001 in New 
York integriert sind. Der Klang 

als Medium verwandelt selbst 
solche quasi-naturalistischen 
Passagen in subjektives Erleben. 
Gegenstück ist das elegisch-po-
etische „Spring“ des Armeniers 
Komitas (Soghomon Soghomo-
nian), das die Katastrophe des 
Genozids von 1915 duch das 
Brennglas eines Volksliedes 
sieht. Im Eifersuchtssturm der 
„Kreutzer Sonate“ von Leos Jan-
acek klingt dann der Schrei nach 
Freiheit mit – nicht nur indivi-
dueller. Die Außenwelt verweist 
auf die Innerlichkeit und umge-
kehrt.

So ist das CD-Programm ein 
Parforceri� durch die menschli-
che Psyche. Um diesen subjekti-
ven Faktor zur Geltung zu brin-
gen, kann eine schlüssige Drama-
turgie helfen – doch vor allem ge-
fordert ist ein Höchstmaß an 
interpretatorischer Sensibilität. 
Über die das Ensemble in rei-
chem Maß verfügt, eine Sensibi-
lität, die es sicher zwischen den 
musikalischen Welten wie auch 
zwischen den emotionalen Un-
tiefen manövrieren lässt.

Kuss Quarte�: „ Krise Crisis“; 
CD DDD 2022, Rubicon Classics 
RCD 1102, 16,99 Euro.

Das Kuss Quarte	  
mit Sommerlichen-

Intendant Oliver Wille 
geht auf die Suche 
nach musikalischen 
Spuren von Krise

„Krise Crisis“ heißt die neue CD 
des Kuss Quartes.

Letzte und Erste

Man kommt ganz durcheinander. Jesus sagt: Die Ersten 
werden die Letzten sein – und die Letzten die Ersten. 
Und er meint damit, was im Reich Go�es wichtig sein 
wird: Wenn jemand sich selbst in den Mi�elpunkt 

stellt, wird das keinen Bestand haben. Sondern die, die keine Beach-
tung finden, sind ihm wichtig. Das ist eine Ho�nung für alle, die im 
Leben keine Ho�nung sehen. Was ist aber mit denen, die sich selbst 
„Letzte“ nennen – und sich gerade damit in den Mi�elpunkt stellen? 
Ich habe großen Respekt vor allen, die sich für die gute Sache einset-
zen. Die ihre Verantwortung für die Welt, die Schöpfung, die Gesell-
scha� ernst nehmen. Die „Letzte Generation“ hat einleuchtende, not-
wendige Absichten. Und ich lerne, dass auch ich mich verantwortli-
cher verhalten muss als bisher. Sie hält mir den Spiegel vor, weil auch 
ich zu der Generation gehöre, die durch Änderung ihres Verhaltens 
ihre Verantwortung bewusster wahrnehmen sollte. Jesus bringt mit 
seiner Aussage zu den Letzten und Ersten die Dimension des Go�es-
reiches in unser Handeln, die uns auch demütig machen muss: Wir 
entscheiden nicht, wer Erster und wer Letzter ist. Wir haben es nicht 
in der Hand, was am Ende sein wird. Das wird Selbstüberschätzung 
entlarven. Wir müssen verantwortlich unsere Welt gestalten. Aber 
wir verantworten weder ihren Anfang noch ihr Ende, nicht ihr Ziel. 
Denn das liegt in der Hand dessen, der am Ziel entscheidet, wer Ers-
ter und wer Letzter ist. Das bedeutet nicht, dass wir die Hände in 
den Schoß legen sollten – sondern es bedeutet, dass wir zuallererst 
unsere Hände ö�nen sollten für das, was er dort an Verantwortung 
hineinlegt, und dass wir in seine Hände geben sollten, was außerhalb 
unserer Verantwortung liegt. Christen glauben: Go� wird einen neu-
en Himmel und eine neue Erde scha�en, das „Alte“ wird ein Ende ha-
ben. Aber weil wir nicht wissen, wie und wann das sein wird, sollten 
wir alles dafür tun, diese alte Erde zu bewahren. So weit, wie Selbst-
überschätzung und Go�vertrauen auseinanderliegen, so eng liegen 
Demut und Verantwortung beieinander. Das bewahrt davor, sich ab-
solut zu setzen und alles von sich abhängig zu machen – und auch 
davor, andere zu verurteilen. Nicht die, die auf die Straße gehen. Und 
auch nicht die, die die freiwilligen 80 km/h auf der Straße nicht ein-
halten. Das Go�esreich bringt ganz durcheinander.

MICHAEL KETZENBERG, PASTOR IN LÜCHOW UND PLATE

WORTE ZUR BESINNUNG

Aufwertung in Diahren

VON KARL-FRIEDRICH KASSEL

Waddeweitz. Die Gemeinde Wad-
deweitz will das Dorf Diahren 
aufwerten. Geplant sind Ausga-
ben von mehr als 140 000 Euro 
im Rahmen eines Dorferneue-
rungsprogramms. Die geplanten 
Maßnahmen reichen von der 
Neuanlage des bisher improvi-
sierten Spielplatzes in der Dorf-
mi�e über neue Straßenbeleuch-
tung bis zur Verkehrsberuhi-
gung. Die Gemeinde kann sich 
diese Investitionen nur leisten, 
weil sie 90 Prozent der Ausgaben 
aus einem Förderprogramm er-
setzt bekommt. Der Gemeinde-
rat nahm die Planungen in sei-
ner Sitzung am Mi�woch zur 
Kenntnis.

Mi�en in Diahren dient eine 
Senke bisher schon als Ort für 
Gemeinscha�sanlagen. Ein Grill-
platz ist dort eingerichtet, Rut-
schen liegen am Hang, Sitzbän-
ke stehen am Rande. Das alles 
soll jetzt aufgehübscht werden. 
Neue Rutschen werden ange-
scha�t, ein Fußballfeld und ein 
Wasserspielplatz angelegt. Neue 
Straßenlaternen sollen helfen, 
Stromkosten einzusparen. Wie 
genau die Verkehrsberuhigung 
aussehen soll, war nicht Gegen-
stand der Gespräche im Gemein-
derat.

Spendenkonto „gut gefüllt“
Kümmern wird sich die Kommu-
ne auch um das Gebäude, in dem 
zwei ukrainische Familien in 
Kiefen untergebracht sind. Da-
bei handelt es sich um den ehe-
maligen Spielkreis Kiefen. Wäh-
rend das Erdgeschoss bisher 
schon bewohnbar hergerichtet 
wurde, steht dies für das Ober-
geschoss noch aus. Dort müsse 
erst saniert werden, erklärte Bür-
germeister Frank Socha (CDU) in 
der Ratssitzung. Ratsmitglied 
Manfred Martin ist bisher An-
sprechpartner für die Flüchtlin-

ge. Auch vonseiten des Kita-Be-
treibers Kinderwelt Hamburg 
kümmerte man sich um die Ge-
flohenen. Nach Angaben von 
Thomas Wul� (UWG) ist das 
Spendenkonto zugunsten der 
Geflüchteten „gut gefüllt“.

Socha berichtete dem Rat von 
Anrufen einiger Bürger, die wis-
sen wollten, wie hoch ihre 
Grundsteuer in Zukun� ausfal-
len würde. Das könne jedoch zur-
zeit noch niemand sagen, mein-
te der Bürgermeister. Denn die 
Gemeinde werde ihre Hebesätze 
so anpassen, dass in der Summe 
keine höheren Steuereinnahmen 
herauskommen. Das könne je-
doch erst geschehen, wenn die 
Steuerhöhe auf der Grundlage 
der neuen Berechnung bekannt 
sei.

Gerichtsverfahren  
mit Landwirten

In zwei gerichtlichen Verfahren 
musste sich die Gemeinde Wad-
deweitz mit Landwirten ausein-
andersetzen, die Gemeinde- 

eigentum beschädigt ha�en. Ein 
Verfahren ist abgeschlossen, in 
einem anderen will die Kommu-
ne Akteneinsicht beim Land-
kreis erhalten. In Dickfeitzen 
wurde ein ehemals zwölf Meter 
breiter Streifen Gemeindeland, 
eine ehemalige Schafstri�, auf 
fünf Meter Breite reduziert. Die 
Kosten für eine Neuvermessung 
müssen sich nach einer Ent-
scheidung in zweiter Instanz 
beim Landgericht der Landwirt 
und die Gemeinde teilen. Inzwi-
schen ist auf dem ehemals um-
gepflügten Teil ein Blühstreifen 
angelegt, teilt Socha mit. In der 
Regel komme man mit Landwir-
ten zu einer gütlichen Einigung. 
Das sei in diesem Fall nicht so 
gewesen.

Bäume in Kröte  
brachial umgesägt

Eine andere Angelegenheit ist 
für die Gemeinde noch nicht er-
ledigt. An mehreren Wegen in 
Kröte wurden Bäume auf Ge-
meindegrund brachial umgesägt. 

Auf zwei Meter Höhe seien alte 
Eichen und Obstbäume umge-
legt worden, hieß es in der Rats-
sitzung. Der Schaden an Gemein-
deeigentum wurde mit 40 000 
Euro veranschlagt. Der Land-
kreis hat dem Landwirt zuge-
standen, die fälligen Ersatzmaß-
nahmen in Zernien vorzuneh-
men. Das geschädigte Wadde-
weitz hä�e nichts davon. Das 
will der Rat nicht hinnehmen 
und verlangt, die Akten zu die-
ser Entscheidung einsehen zu 
können.

Über die Kostenverteilung für 
die Instandhaltung des Dörfer-
gemeinscha�shauses will der 
Rat in einer nächsten Sitzung 
entscheiden. Die Kosten belau-
fen sich auf jährlich rund 6 000 
Euro. Ein Dri�el davon kommt 
über Nutzungsgebühren wieder 
herein. Bisher wurden viele Pfle-
gemaßnahmen unentgeltlich ge-
macht. In Zukun� könnte dafür 
ein Minijob angeboten werden. 
Auch darüber soll demnächst 
entschieden werden.

Waddeweitzer Rat 
plant Investitionen  

im Dorferneuerungs- 
programm

Eine Senke in der Ortsmie von Diahren mit Grillplatz, Rutschen und Bänken dient als Anlaufstelle. 
Dort will der Rat Waddeweitz nun investieren. Aufn.: K.-F. Kassel
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